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Abkiirzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

FMH Verbindung der Schweizer Arztinnen und Arzte
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SEK Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund
GSoA Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee

SBV Schweizerischer Bauernverband

AVS Assurance-vieillesse et survivants

FMH Feéedération des médecins suisses

Uss Union syndicale suisse

FEPS Fedération des Eglises protestantes de Suisse
GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

USP Union Suisse des Paysans
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 01.07.2019
KARIN FRICK

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.10.2019
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Privatrecht

Der Vorschlag des Bundesrates zur Anderung des Zivilgesetzbuches fiir eine einfachere
Anderung des Geschlechts und des Vornamens im Personenstandsregister erzeugte in
der Vernehmlassung eine sehr positive Resonanz. Von 102 eingegangenen
Stellungnahmen lehnten funf (EDU, SVP, Christianity for Today, die Konferenz fir
Bioethik der Schweizer Bischofskonferenz sowie die Stiftung Zukunft CH) das Vorhaben
ab, weil kein Handlungsbedarf bestehe. Die Uberwaltigende Mehrheit der
Teilnehmenden  hielt  die  Vereinfachung der  Geschlechtsénderung im
Personenstandsregister indes fur notwendig. Eine grosse Mehrheit der Kantone regte
an, dass das Verfahren zur Geschlechts- und Vornamensanderung nicht wie vom
Bundesrat vorgeschlagen den Zivilstandsbeamtinnen und -beamten, sondern den
kantonalen Aufsichtsbehorden im Zivilstandswesen tUbertragen werden soll, um bessere
Rechtssicherheit zu gewéhrleisten. Die Grunen, die Jungen Grinen, die SP, die
Unabhéngigkeitspartei Schweiz und die Alternative Liste Zlrich sowie zahlreiche
Organisationen fur Geschlechts- und Genderanliegen winschten sich noch
weitergehende Erleichterungen, um dem Grundsatz der Selbstbestimmung noch besser
Rechnung zu tragen. So schlugen sie etwa vor, auf die vorgesehene Mdoglichkeit der
Zivilstandsbeamtin oder des Zivilstandsbeamten, bei Zweifeln an den Beweggriinden
zuséatzliche Abklarungen wie ein arztliches Zeugnis verlangen zu kénnen, zu verzichten,
weil die Betroffenen dadurch der Willkir der Beamtinnen und Beamten ausgesetzt
wirden. Viele Stellungnehmende forderten den Bundesrat darliber hinaus ausdrucklich
auf, die Situation der Personen, die weder dem mannlichen noch dem weiblichen
Geschlecht zugeordnet werden kénnen, zu Gberprifen. !

Datenschutz und Statistik

In der im Februar 2019 zu Ende gegangenen Vernehmlassung kam die Einfuhrung einer
generellen Erlaubnisnorm zur systematischen Verwendung der AHV-Nummer durch
Behdrden grundsatzlich gut an. Begrisst wurde die Vereinfachung des Verfahrens zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer einerseits in Bezug auf die Effizienz der
Verwaltungsablaufe sowie andererseits im Hinblick auf die Weiterentwicklung der E-
Government-Strategie. Einwdnde &usserten jedoch viele Teilnehmende zum
Datenschutz. Wahrend die SP, die Grinen, die Piratenpartei, Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberverbande, Privatim, das Centre Patronal und der Hauseigentimerverband
Defizite beim Personlichkeitsschutz beflrchteten, waren neun Kantonen und der
Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen die diesbezlglichen Vorgaben im Gesetz zu
detailliert, sodass ihrer Meinung nach die zuséatzlichen administrativen Aufgaben die
Vereinfachung zunichtemachen kénnten. Mehrere Teilnehmende forderten den
Bundesrat in diesem Zusammenhang auf, die Erkenntnisse aus dem Postulat 17.3968 fur
ein Sicherheitskonzept fur Personenidentifikatoren in das Gesetzgebungsvorhaben
einfliessen zu lassen. Auf Ablehnung bei der grossen Mehrheit der Teilnehmenden stiess
hingegen die vorgesehene Verscharfung der Strafbestimmungen; diese sei
unverhaltnismassig und schaffe Rechtsunsicherheit fur die Behdrden, kritisierten
insbesondere die Kantone.

So war dies denn auch der einzige Punkt, wo der Bundesrat seinen Entwurf nach der
Vernehmlassung inhaltlich noch anpasste, indem er auf die Verscharfung der
Strafbestimmungen verzichtete. Ende Oktober 2019 verabschiedete er die Botschaft
zuhanden des Parlaments. ?
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.09.2007
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.02.201
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Mit militérischen Waffen begangene Gewalttaten im zivilen Bereich belebten die
Diskussion um das Waffenrecht im Allgemeinen und um die private Aufbewahrung von
Ordonnanzwaffen im Besonderen. Am Rande der Beratungen Uber die Revision des
Waffengesetzes wurde im Nationalrat ein Antrag der Linken, die militarische
Ordonnanzwaffe nicht mehr nach Hause abzugeben, heftig debattiert und schliesslich
abgelehnt. Ein von der SP, der GP, der GSoA (Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee) und
diversen frauen- und friedenspolitischen Organisationen gebildetes Komitee lancierte
im August eine Volksinitiative mit dem Titel ..Schutz vor Waffengewalt™. Diese fordert
neben dem Verbot der privaten Aufbewahrung von Militarwaffen eine Verscharfung des
Waffenrechts. Insbesondere wird fir den Waffenbesitz und -erwerb ein
Bedarfsnachweis verlangt und die Einfihrung eines nationalen Waffenregisters
vorgeschrieben. *

Im Februar kam die 2007 von verschiedenen linken Organisationen lancierte
Volksinitiative «Fiir den Schutz vor Waffengewalt>» zur Abstimmung. Die Initiative
forderte ein Verbot der privaten Aufbewahrung von besonders geféhrlichen Waffen,
einen Bedarf- und Féhigkeitsnachweis sowie die Einflhrung eines nationalen
Waffenregisters. Das Initiativkomitee, das das Sturmgewehr im Kleiderschrank als Relikt
des Kalten Krieges ansah, erhoffte sich mit der Neuregelung eine verbesserte Suizid-
und Gewaltpravention. Nachdem 2010 bereits beide Rate und der Bundesrat die
Ablehnung der Initiative empfohlen hatten, bekémpfte eine breite burgerliche Allianz
aus SVP, FDP, CVP, BDP, EDU, Schweizer Demokraten, Gewerbeverband, Bauernverband
und Schiessverband die Waffen-Initiative. Die Gegner der Initiative beflirchteten vor
allem die Opferung traditioneller Werte zugunsten einer Scheinsicherheit. Die Initiative
wirde Zeichen eines Misstrauens in die Verantwortlichkeit der Blrger darstellen.
Getroffen wurden zudem jene, die verantwortungsvoll mit Waffen umgingen -
Verbrecher wirden sich hingegen nicht an die Regelung halten. Der BDP-Préasident
Hans Grunder sah in der Initiative sogar das versteckte Ziel der Abschaffung der Armee.
Auch rechneten die Gegner mit erheblichen administrativen Mehrkosten.

Die Initiative wurde am 13. Februar 2011 an der Urne mit 56,3%-Nein-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung  von  49,2% verworfen. Dabei wurden die bereits im
Abstimmungskampf sichtbaren Grében bestatigt. Die grosste Zustimmung fand die
Initiative in der Westschweiz: Genf (61%), Basel-Stadt (58,9%), Waadt (53,7%),
Neuenburg (53,2%) und Jura (52%), aber auch Zirich (50,4%) nahmen die Initiative an.
Die Gegner der Initiative konzentrierten sich in der Zentral- und Ostschweiz: Appenzell
Innerrhoden (72,3%), Obwalden (71,9%), Schwyz (70,9%) und Uri (70,6%). Die Vox-
Analyse zeigte, dass den Stimmburgern die Entscheidung leicht fiel und viele sich frih
positionierten. Dabei hing der Stimmentscheid stark von der politischen Ausrichtung
und den politischen Wertevorstellungen ab: Personen, die fur eine offene und moderne
Schweiz sind, stimmten ebenso massiv Ja, wie jene, die eine verschlossene und
traditionelle Schweiz vertreten, Nein sagten. Es gewann damit dieselbe Schweiz die
Abstimmung, die sich bereits bei der Minarett- und der Ausschaffungsinitiative
durchsetzte. Die drei Hauptargumente der Beflrworter polarisierten laut der VOX-
Analyse stark: Dass die Waffe zuhause geféhrlich und unzeitgeméass sei und die
Selbstmordrate erhéhe, wurde von den Gegnern strikt abgelehnt. Sie argumentierten
ihrerseits mit einer bereits genlgenden Gesetzeslage und der Wahrung der
personlichen Freiheit und der Eigenverantwortung. Die Diskreditierung des
Milizsystems der Armee war das Hauptargument des Uberparteilichen Komitees der
Gegner, dessen vom Werber Alexander Segert illustrierten Kampagne mit kaputten 1.-
August-Lampions an die Emotion der Stimmbdurger appellierte.

Abstimmung vom 13. Februar 2011

Beteiligung: 49,2%
Ja: 1'083'312 (43,7%) / 51/2 Sténde
Nein: 1'395'812 (56,3%) / 15 5/2 Stande

Parolen:

- Ja: CVP-Frauen, CSP, EVP, Grune, GLP, PdA, SP, SP-Frauen, GSoA, SEK, SGB, Travs,
FMH.

- Nein: FDP-Liberale, FDP-Frauen, CVP (5)*, BDP, EDU, SVP, SVP-Frauen, AVF, JCH,
SBV.
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* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen *

1) Ergebnisbericht Vernehmlassung Anderung des Geschlechts im Personenstandsregister

2) BBI, 2019, S. 7359 ff.; Ergbnisbericht Vernehmlassung Systematische Verwendung der AHV-Nummer durch Behérden;
Medienmitteilung BSV vom 30.10.19; AZ, TA, 31.10.19

3) Antrag im NR: AB NR, 2007, S. 550 ff.; BBI, 2007, S. 6211 ff.; Bund, 1.2.07; TA, 14.8.07; Zur Kontroverse Uber die private
Aufbewahrung der Ordonnanzwaffen siehe auch unten, Teil |, 3 (Armement)

4) LN, 5.1.11; QJ, 5.1.11; 24H, 3.2.11; BZ, 14.2.11; Nai, Alessandro / Sciarini, Pascal, Vox - Analyse der eidgendssischen
Abstimmungen vom 13. Februar 2011, Genf 2011
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